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Liebe Leserinnen und Leser,

mit der Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten ist die glo-
bale Situation nicht gerade kalkulierbarer geworden, die 
Rechtspopulisten allerorten meinen jedenfalls weiteren Auf-
wind zu verspüren. Dass auch eine andere Entwicklung denk-
bar ist, zeigt nicht zuletzt Berlin, wo mit einem gerade auf den 
Weg gebrachten rot-rot-grünen Senat andere Akzente gesetzt 
werden ... können und müssen! Und die sind bitter nötig, an-
dernfalls wird die Sorge bezüglich der welt- und sozialpoli-
tischen Verwerfungen, aber auch die Enttäuschung über die 
etablierte Politik das gegenwärtige, sowieso schon brüchige 
System weiter aushöhlen und den Rechtstrend befördern. 

Leider haben wir es in Hamburg mit einem Senat zu tun, 
der am Sozialabbau festhält und die immer weiter aufge-
hende Arm-Reich-Schere weitgehend ignoriert. Oder wie ist 
es zu verstehen, dass ein Erster Bürgermeister bei der Wie-
dereröffnung des historischen Musiksaals im Gewerkschafts-
haus – also vor einigen Hundert GewerkschafterInnen – ganz 
lapidar darüber resümiert, dass die soziale Spaltung in un-
serer (Stadt-)Gesellschaft dramatisch zunehme? Hej, wer ist 
da auf Landes- und Bundesebene schon seit Längerem am Ru-
der?

Von diesen Themen bzw. Fragen handelt zu einem guten 
Teil auch der neue »BürgerInnenbrief«. Wir beschäftigen uns 
mit den zutiefst undemokratischen Entwicklungen in der 
Türkei und – kurz – mit der Situation der Geflüchteten in Grie-
chenland und Italien. Und auch die unsoziale Haushaltspoli-
tik und den unzureichenden Umgang mit den (zusätzlichen) 
Steuererträgen rücken wir erneut in den Fokus, natürlich mit 

Blick auf die dreitägige Erörterung des Etatentwurfs vom 13. 
bis 15. Dezember in der Hamburgischen Bürgerschaft. Wer ei-
nen Blick riskieren will, wie die »VolksvertreterInnen« – in 
diesem Falle die VertreterInnen von SPD und GRÜNEN, denn 
die Änderungsanträge der Opposition werden im Normal-
fall von diesen abgelehnt – das Geld für die nächsten zwei 
Jahre verteilen wollen, kann sich das ganze Schauspiel via 
Livestream anschauen (https://www.hamburgische-buerger-
schaft.de/aktuelles/4410322/buergerschaft-live/).

Zu allem Überfluss müssen wir uns auch noch damit herum-
schlagen, dass in Hamburg erst der OSZE-Gipfel (8./9.12.2016) 
und im kommenden Jahr der G20-Gipfel (7./8.7.2017) stattfin-
det, mit jeweils mindestens 10.000 PolizistInnen und einer 
Entourage in vierstelliger Größenordnung. Immerhin wird es 
auch – na, sagen wir – eine größere Anzahl Gegendemons-
trantInnen geben. Dabei hätte Hamburg Besseres zu tun, als 
nun auch noch Gastgeber der Staaten und Regierungschefs zu 
sein, die für das Elend auf der Welt maßgeblich verantwort-
lich sind. Die Welt braucht wirklich Anderes. So beantragen 
wir auf der Bürgerschaftssitzung am 30. November kurzer-
hand, dass unsere Freie und Hansestadt nicht als Treffpunkt 
der zwanzig reichsten Industrienationen und Schwellenlän-
der im Juli 2017 zur Verfügung steht. Wie wäre es denn damit 
– das steht aber nicht im Antrag –, als Alternativort die doch 
recht gut gesicherte Insel Alcatraz dafür zu nutzen, wenn die 
sich schon unbedingt zusammensetzen wollen?! Zimmer gäbe 
es da auch genug.

Herausgeberinnen und Redaktion
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Unsozialer Doppelhaushalt 2017/2018 
Von Norbert Hackbusch und Norbert Weber

Es geht um fast 21 Milliarden Euro! Und es geht darum, wofür 
dieses Geld verwendet werden soll – es geht um die Gestal-
tung Hamburgs in den nächsten zwei Jahren. In den Verhand-
lungen über den Haushaltsentwurf des Senats entscheidet 
sich, ob diese 21 Milliarden Euro den Menschen in Hamburg 
zugutekommen, ob sie in Schulen und Straßensanierungen 
fließen – oder ob sie für völlig überflüssige Projekte ausgege-
ben werden. Und es geht nicht nur um die Verteilung von Geld, 
sondern auch darum, wo eingespart und gekürzt wird. Auch 
das betrifft die meisten Menschen in der Stadt. 

Der Hamburger Haushalt ignoriert die soziale Situ-
ation in Hamburg und ist eine Kampfansage an die 
Beschäftigten im öffentlichen Bereich!
DIE LINKE sieht Hamburg nicht als Unternehmen, bei dem das 
entscheidende Ziel ist, Gewinne zu machen oder gar zu ma-
ximieren. Wir halten die Verantwortung des Senats hoch, die 
wichtigen sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Aufgaben 
in dieser Stadt aktuell und für die Zukunft zu erledigen. Und 
der aktuelle Senat hat dabei eine für die Staatsfinanzen glück-
liche Situation mit relativ hohen Steuereinnahmen und sehr 
niedrigen Zinsen. 

Was hat der Senat damit gemacht und was schlägt er 
für die Zukunft vor?
Das erste: Er verweigert sich der realen Situation in der Stadt, 
er verschleiert sie sogar. In der Pressekonferenz zu diesem 
Haushalt im Mai 2016 gab es zwei wesentliche Botschaften: 
»Alle (ZuwendungsempfängerInnen) haben, was sie brauchen.« 
Und: »Es gab an keiner Stelle weniger Leistungen und wird sie 
auch in den nächsten Jahren nicht geben.« 

Das stimmt nicht und das kann jedeR, die oder der mit 
offenen Augen durch die Stadt geht, bemerken: Seien es die 
Bürgerhäuser, die Stadtteilkultur, die Bezirksämter, die Senio-

rInneneinrichtungen, die Beratungsstellen usw. Und alle wer-
den berichtet haben, dass sie Leistungen einschränken müs-
sen, weil sie durch das Einfrieren der Zuwendungen jedes Jahr 
weniger zur Verfügung haben. 

Die SPD hat sich mit ihrer Politik der Schuldenbremse in 
den Behörden und bei den sozialen und kulturellen Einrich-
tungen eine Stimmung geschaffen, die sich nicht mehr um die 
Lösung der Probleme sorgt, sondern in weiten Bereichen nur 
noch den Mangel verwaltet. Die Politik des Senats, die Ausga-
ben nicht weiter zu erhöhen als um 1%, ist eine Kampfansage 
gegen all die Menschen, die für die soziale und kulturelle Basis 
dieser Gesellschaft arbeiten. In allen Bereichen der Gesell-
schaft gehört es zum solidarischen Grundprinzip, Tariferhö-
hungen zu bezahlen und den arbeitenden Menschen zumin-
dest die steigenden Lebenshaltungskosten auszugleichen. Der 
Hamburger Senat stellt sich hin und sagt: Die Menschen in 
Hamburg, die für das Soziale und Kulturelle arbeiten, sind ent-
weder zu gut bezahlt oder sie arbeiten zu wenig. Deshalb wer-
den Personalkosten höchstens mit 1,5%, meist nur mit 0,88 
oder gar 0,0% »ausgeglichen«. Und diese Linie gilt nicht für 
zwei Jahre, sondern in weiten Bereichen für weit mehr als ein 
Jahrzehnt. Und dabei wissen alle in dieser Stadt, dass gerade 
in diesen Bereichen nicht gut verdient wird und dass gerade 
diese Bereiche personalintensiv sind und sein müssen – also 
auch kaum technologischer Fortschritt Einsparungen bringt.

Ist die Stadt sozialer geworden?
Die SPD hat sich auf die Fahnen geschrieben, »alles zu tun, um 
soziale Ungerechtigkeit und Armut zu bekämpfen«. Der Satz 
hat es ins Regierungsprogramm immerhin zu den Worten »Ar-

Norbert Hackbusch ist Bürgerschaftsabgeordneter für 
DIE LINKE, Norbert Weber ist finanzpolitischer Referent 
der Linksfraktion für Finanz- und Haushaltspolitik.
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Steuerüberraschung & ideenlose Stadtregierung
Von Joachim Bischoff

Finanzsenator Peter Tschentscher sieht Licht am Ende des 
Tunnels. Durch eine kluge Haushaltspolitik und günstige 
Wirtschaftsentwicklung habe sich die Hansestadt aus der 
Schuldenspirale befreit. Auch in diesem Jahr würden keine 
neuen Schulden gemacht. Diese Leistung sei deshalb beson-
ders bemerkenswert, weil allein für Flüchtlinge etwa 800 
Mio. Euro ausgegeben würden – rund 200 Mio. Euro mehr als 
ursprünglich geplant. Durch eine konsequente Haushaltsdis-
ziplin und die gute Entwicklung der Steuererträge könnten 
die hohen Kosten für die Flüchtlinge voraussichtlich ohne zu-
sätzliche Schulden finanziert werden.

Die jüngste Steuerschätzung befördert die Euphorie der 
rot-grünen Koalition. Hamburgs Steuereinnahmen liegen er-
neut deutlich über der Schätzung aus dem Mai. Im laufenden 
Jahr kann der Hamburger Fiskus mit Steuereinnahmen von 
10,491 Mrd. Euro rechnen. Das sind 270 Mio. Euro mehr als 
noch im Mai geschätzt und 425 Mio. Euro mehr als in der 
aktuellen Haushalts- und Finanzplanung angesetzt. Hamburg 
wird der Prognose zufolge 2016 nicht wie geplant 65 Mio. 
Euro in den Länderfinanzausgleich einzahlen müssen, son-
dern 60 Mio. Euro bekommen.

Im laufenden Jahr 2016 wird es einen Haushaltsüber-
schuss geben. Im Klartext: Die Hansestadt hält im Unter-
schied zu einigen anderen Bundesländern den sogenannten 
Konsolidierungspfad der »Schuldenbremse« ein und ent-
spricht seit 2014 den Anforderungen der Schuldenbremse, 

die ab 2020 nur noch eine Kreditaufnahme in eng begrenzten 
Ausnahmefällen zulässt. Bereits 2014 und 2015 hat die rigo-
rose Sparpolitik bei wachsenden Steuereinnahmen dazu ge-
führt, dass ein Haushaltsüberschuss erwirtschaftet werden 
konnte. Beim Doppelhaushalt 2015/2016 konnte Hamburg 
deutlich über der Planung liegende Steuererträge verbuchen. 
Für den Doppelhaushalt 2017/2018 geht die Planung davon 
aus, dass keine neuen Kredite mehr aufgenommen werden. 
29 Mio. Euro Plus sieht die Finanzplanung des Senats für 
2017 vor, 2018 sollen es dann schon 220 Mio. Euro sein. Das 
Ziel, die in den Verfassungen vorgegebene Sanierung der öf-
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Hamburger November-Steuerschätzung 2016 (in Mio. Euro)

Jahr 2016 2017 2018 2019 2020 2021

Hamburg verbleibende Steuern 10.491 10.722 11.018 11.341 11.687 12.088

Abweichung gegenüber Steuerschätzung vom Mai 2016 + 270 + 26 - 2 - 4 - 37  

Abweichung gegenüber aktueller Haushalts- und Finanzplanung + 425 + 370 + 386 + 491 + 596  

Hamburger Steuern und Länderfinanzausgleich
Steuerschätzung vom November 2016 
im Vergleich zur Steuerschätzung vom Mai 2016, in Mrd. Euro
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fentlichen Finanzen einzuhalten, wird von Hamburg mithin 
übererfüllt.

Trotzdem warnt Finanzsenator Peter Tschentscher (SPD) 
mit Rückendeckung des Bürgermeisters vor der Erwartung 
einer entspannten Finanzpolitik. Für die Regierung gehe es in 
keinem Fall darum, die bestehende Rotstiftpolitik zu lockern. 
Die BürgerInnen sollten sich keinen falschen Hoffnungen hin-
geben. Wie in den letzten Jahren bleibt es bei den drei Punk-
ten:
n	 Es gibt kein Umsteuern bei den Investitionen für die 

öffentliche und soziale Infrastruktur.
n	 Eine Beendigung des Personalabbaus steht nicht zur De-

batte.
n	 Die sozialen und kulturellen Projekte müssen die Tarifstei-

gerungen von mehr als 1,5% aus ihren Budgets heraus er-
wirtschaften.

Außerdem wäre es nach Tschentscher eine Illusion, davon 
auszugehen, dass am Jahresende 2016 ein Überschuss von 
425 Mio. Euro in der Gesamtabrechnung herauskomme. Viel-
mehr seien die höheren Steuereinnahmen umgeschichtet 
worden in Bereiche, die nicht so gut liefen – und da hat der 
Hamburg Konzern ja so einige auf Lager.

Also alles eine Illusion? Nein, Hamburg werde im dritten 
Jahr in Folge keine neuen Schulden aufnehmen müssen. So 
könnten auch die 111 Mio. Euro, die als Nettokreditaufnahme 
geplant waren, unangetastet bleiben, so Tschentscher. Derzeit 
habe Hamburg 23,2 Mrd. Euro Schulden, und da werde doch 
jeder einsehen, dass der Verzicht auf höhere Schulden Vor-
rang habe und ggfs. eine Schuldentilgung erfolgen müsse.

Diese Haushaltshaltsführung ist nur zum Teil das Ergeb-
nis von höheren Steuereinnahmen. Sie ist auch das Ergebnis 
einer Sparpolitik, die kaum mehr infrage gestellt wird. Die 
Kehrseiten des ausgeglichenen Haushaltes sind:
n	 In Teilen der Verwaltung wird weiterhin massiver Perso-

nalabbau betrieben zulasten der Qualität der Dienstlei-
stungen für die Menschen in der Stadt.

n	 Die Investitionen sind auf einem niedrigen Niveau. Teile 
der öffentlichen Infrastruktur werden nicht erneuert. Die 
Zukunftsinvestitionen sind unzureichend.

n	 Für wichtige Lebensbereiche wie Wohnen, soziale Stadtent-
wicklung, Armutsbekämpfung und -prävention werden 
viel zu geringe Mittel eingeplant.

Und: Die Stadtregierung verlagert Ausgaben und Kredite auf 
ihre Töchterorganisationen. Faktisch wird mit dieser Festle-
gung der Entscheidungsspielraum künftiger Regierungen 
deutlich eingeschränkt. Im Klartext: Die These von der Schul-
dentilgung ist ein schlechter Buchhaltungstrick.

Finanzsenator Tschentscher preist die Vorzüge der von 
ihm verantworteten Haushaltspolitik mit dem Lobgesang, die 
Stadt sei dabei, ihre Schulden zurückzufahren. So seien die 
Schulden des Kernhaushalts von 24,94 Mrd. Euro in 2013 auf 
24,5 Mrd. Euro in 2015 zurückgeführt werden. Dieser Kurs 
werde fortgesetzt.

Dies ist nicht die Wahrheit: Die Schulden der Hansestadt 
sind trotz guter Konjunktur und hoher Steuereinnahmen nach 
Angaben des Statistischen Bundesamts auch im vergangenen 

Jahr um 1,7% auf 28,73 Mrd. Euro gestiegen. Zu diesem wenig 
überraschenden Ergebnis kommt man dann, wenn man auch 
die Kreditaufnahmen der diversen Sondervermögen einbe-
zieht. Dazu gehören z.B. Hamburger Unternehmensholdings, 
die HGV und der HSH-Finanzfonds.

Hamburgs Schuldenstand 2010-2015 (in Mio. Euro)

31.12.2010 25.120 31.12.2013 25.083

31.12.2011 24.891 31.12.2014 28.242

31.12.2012 24.611 31.12.2015 28.725

Auf den Kernhaushalt entfielen danach Ende 2015 23,2 Mrd. 
Euro und auf die Extrahaushalte 5,5 Mrd. Euro. Nimmt man 
dazu noch die Schulden von Fonds, Einrichtungen und Unter-
nehmen, die nicht zum Sektor Staat gehören, die Ende 2015 
Schulden von knapp 5,5 Mrd. Euro ausgewiesen haben, be-
trug die Gesamtverschuldung des öffentlichen Bereichs in 
Hamburg laut Statistischem Bundesamt sogar 34,2 Mrd. Euro.

Entgegen dem von der politischen Führung gepflegten 
Mythos (Scholz: »Es muss zu Ende gehen mit der Politik des 
Schuldenmachens.«) wachsen die Schulden der Stadt wei-
ter. In einer etwas anderen Abgrenzung als das Statistische 
Bundesamt hatte der Rechnungshof in seinem »Monitoring 
Schuldenbremse Hamburg 2015« schon darauf hingewiesen, 
dass die Schulden des öffentlichen Bereichs zum 31. Dezem-
ber 2014 insgesamt 38,6 Mrd. Euro betrugen. Davon entfielen 
23,2 Mrd. Euro (2015: 24,5 Mrd. Euro) auf den Kernhaushalt, 
sieben Mrd. Euro auf die Extrahaushalte und 8,3 Mrd. Euro 
auf sonstige Fonds, Einrichtungen und Unternehmen (FEU).

Auch die frohe Botschaft für die nächsten Jahre kann nicht 
überzeugen. Der Prognose zufolge wird Hamburg im nächsten 
Jahr 26 Mio. Euro mehr einnehmen als im Mai geschätzt. Da-
nach würden die Steuern voraussichtlich leicht niedriger aus-
fallen. Durch Vorsichtsabschläge in der Haushaltsplanung 
seien Risiken abgesichert. Von 2016 bis 2020 habe Hamburg 
einen Puffer von mehr als 2,2 Mrd. Euro eingeplant. 

Die höheren Steuereinnahmen sind gewiss ein wichtiger 
Faktor, um aus der Schuldenspirale herauszukommen. Poli-
tisch klug ist es auch, bei den künftig zu erwartenden Steu-
ereinnahmen »Vorsichtsabschläge« einzuplanen. Die Schwan-
kungen bei den Steuereinnahmen schlagen in diesem Fall 
nicht auf die Haushaltsführung durch.

Die Verlagerung der neuen Kreditaufnahmen in die Ne-
benhaushalte kann allerdings nicht damit beschönigt wer-
den, dass den höheren Krediten gleichwertiges Sachkapital 
gegenüberstehe. Dies ist vielfach keineswegs der Fall.

Neben der guten Wirtschaftskonjunktur, die seit mehreren 
Jahren auskömmliche Steuereinnahmen in die öffentlichen 
Kassen spült, sind es die ungewöhnlich niedrigen Zinsen, von 
denen die HaushälterInnen Hamburgs profitieren. Im Jahr 
2010 hat Hamburg für Zinsen noch knapp 1 Mrd. Euro auf-
wenden müssen. Das machte damals rund 10% des Haushalt-
volumens aus. Im vergangenen Jahr lagen die Zinsausgaben 
bei nur noch 657 Mio. Euro – das sind etwa 350 Mio. Euro we-
niger als fünf Jahre zuvor. Mit anderen Worten: Allein durch 
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Iris P.-Ermittlung: Von A bis Z rechtswidrig
Von Christiane Schneider

Die Hamburger Polizei hat die Rechtswidrigkeit anerkannt, 
das Verwaltungsgericht ein sog. Anerkenntnisurteil gespro-
chen: Nun kann nicht mehr bestritten werden, dass die ver-
deckt ermittelnde Polizeibeamtin Iris P. eine mehrjährige 
»Liebesbeziehung« unterhalten und gezielt für ihren Ein-
satz ausgebeutet hat. Iris P. hatte Kontakt zur queer-feminis-
tischen Szene gesucht und dabei der Betroffenen nicht nur 
regelmäßig vorgeschlagen, gemeinsam Zusammenkünfte und 
Aktionen zu besuchen, sondern sie auch angehalten, dabei 
gezielt zu fotografieren. Die Beamtin sah sich dann die pri-
vaten Fotos mit der Betroffenen an und bat sie auch öfter um 
Abzüge und Speicherkarten, die ihr arglos überlassen wur-
den. Auch arbeitete sie regelmäßig auf dem Computer der Be-
troffenen und verschaffte sich dabei unkontrollierten Zugang 
zu den Fotos und anderen Informationen. Diese Ausnutzung 

einer »Beziehung« zur Abschöpfung von Informationen über 
drei Jahre hinweg ist ein tiefer Eingriff in die Grundrechte, 
ja in den Kernbereich des Privat- und Intimlebens der betrof-
fenen Frau, die deshalb auch geklagt hatte.

Vor drei Monaten schon hatte die Polizei auch die Rechts-
widrigkeit des Einsatzes ihrer verdeckten Ermittlerin beim 
freien Radio FSK anerkannt, eine Reihe weiterer rechtlich 
höchst problematischer Aspekte des Einsatzes hatte die Be-
hörde in den Beratungen des Innenausschusses zugeben müs-
sen, sodass man sagen kann: Der Einsatz von Iris P. war von 
A bis Z rechtswidrig. Alle von Iris P. erhobenen Daten müssen 
sofort gelöscht werden! Vor allem aber fordert DIE LINKE die 
Beendigung und das Verbot aller Einsätze verdeckt ermitteln-
der PolizeibeamtInnen in linken Szenen.

Initiativen gegen Abschiebepolitik
Von Christiane Schneider

Zur Bürgerschaftssitzung am 30./31. November bringen wir 
zwei Anträge zur Flüchtlingspolitik ein. Erstens fordern wir: 
»Keine Abschiebung nach Afghanistan« und zweitens: »Aus-

setzung von Abschiebungen in den Wintermonaten«. Letzte-
ren Antrag stellen wir nun schon seit Jahren, er wird stets 
abgelehnt. Aber wir wollen uns nicht damit abfinden und the-
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matisieren deshalb immer wieder, dass Menschen, auch Fa-
milien mit kleinen Kindern oder Kranke und auch, wenn sie 
im Zielland ohne Obdach sind, wenigstens in den kalten Win-
termonaten nicht abgeschoben werden. Früher haben die 
GRÜNEN diese Forderung geteilt, inzwischen verweisen sie 
auf »Einzelfallprüfung«. Ich kenne aber keinen Fall, in dem 
eine solche »Einzelfallprüfung« zu einer Aussetzung der Ab-
schiebung geführt hätte. 

Der Antrag, keine Abschiebung nach Afghanistan durch-
zuführen, ist hochaktuell: Nach Abschluss eines EU-Abkom-
mens mit Afghanistan drängt die Bundesregierung immer 
heftiger, Gruppen von Afghanen abzuschieben, selbst nach 
dem Taliban-Anschlag auf das deutsche Generalkonsulat im 
bisher als »sicher« geltenden Mazar-i-Sharif. Gerade dieser 
Angriff machte aber deutlich, dass es keine sichere Region 
gibt, in 31 von 34 afghanischen Provinzen wird gekämpft. 

Hamburg hat es in der Hand, nicht abzuschieben: Die Stadt 
kann entweder ohne Einverständnis der Bundesregierung 
Duldungen für jeweils sechs Monate aussprechen (§ 60a Auf-
enthG) oder den Aufenthalt aus humanitären Gründen nach 
§ 23 AufenthG gewähren, hier wäre das Einverständnis des 
Bundesinnenministers notwendig. Bisher hat die Hansestadt 
keine Abschiebung nach Afghanistan durchgeführt, drängt 
jedoch sehr auf »freiwillige« Ausreise, indem sie den Geflüch-
teten, auch Familien mit schulpflichtigen Kindern, Ausreise-
fristen setzt – was zu viel Angst und Aufregung führt. 

Zu den Anträgen geht’s hier: 
1) http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/55271 

/aussetzung-von-abschiebungen-in-den-wintermonaten.pdf 
2)http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/ 

55270/keine-abschiebungen-nach-afghanistan-.pdf

Gut oder schlecht zu wissen
Aus einer Pressemitteilung der Linksfraktion vom 26. Oktober

Noch immer wird Tausenden Hamburger Haushalten Strom, 
Wasser oder Gas abgestellt, weil sie ihre Rechnungen nicht be-
zahlen können. So wurden in den ersten drei Quartalen 2016 
bereits 8.576 Stromsperren verhängt, im gesamten Jahr 2015 
waren es noch 6.239. Das ergibt eine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE in der Hamburger Bürgerschaft (Drs. 21/6341). 
Auch die Zahl der Gassperren (2015 bei 489 Haushalten, 1. 
bis 3. Quartal 2016 bei 486 Haushalten) und der Sperrungen 
der Wasserversorgung (2015: 700, 1. bis 3. Quartal 2016: 598 
betroffene Haushalte) bleibt hoch bzw. steigt weiter an. Über 
eine Million Mahnschreiben haben Vattenfall und Hamburg 
ENERGIE vom ersten Quartal 2015 bis zum dritten Quartal 

2016 verschickt. »Strom, Gas und Wasser sind soziale Grund-
rechte und müssen für alle Menschen gewährleistet werden«, 
erklärt dazu Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der 
Fraktion. »Energiesperren, wie sie in Hamburg tausendfach 
verhängt werden, können in der Konsequenz bis zur Obdach-
losigkeit führen. Doch immer noch sind weder auf Bundes
ebene noch auf Landesebene die von SPD und CDU bzw. SPD 
und Grünen versprochenen Maßnahmen zur wirksamen Be-
kämpfung von Energiearmut erfolgt. Die aktuellen Zahlen 
machen deutlich, dass dringender Handlungsbedarf besteht. 
Hamburg muss endlich konsequent die Energiearmut be-
kämpfen!«
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Petition: »Hamburg hat Platz!«

Grenzöffnung klammern oder neue, immer gefährlichere Rou-
ten auf sich nehmen?!

Die Genfer Flüchtlingskonvention, die Europäische Men-
schenrechts-Konvention und das universale Recht auf Asyl 
verlangen von uns, ihnen zu helfen, statt sie Erdogans Regime 
auszuliefern, das seinen eigenen Bürgern die Menschenrechte 
verweigert. 

Millionen Deutsche haben selbst Flucht vor faschistischer 
Verfolgung oder Vertreibung aus ihrer Heimat erlebt. Sie er-
hielten Asyl vor der Befreiung von der Naziherrschaft oder 
wurden danach in zerstörten deutschen Städten aufgenom-
men. Wie wäre es ihnen ergangen, wenn sie plötzlich vor Sta-
cheldrahtzäunen gestanden und gehört hätten, »das Boot ist 
voll, es gibt keinen Platz mehr für euch!«? 

Wir begreifen nicht, warum die Menschen im verarmten 
Griechenland in Zelten, unter freiem Himmel oder in Lagern 
unter unwürdigen Bedingungen eingesperrt leben müssen, 
während bei uns Erstaufnahmeeinrichtungen inzwischen wie-
der freie Kapazitäten haben. 

Diesen Zustand möchten wir nicht länger schweigend hin-
nehmen. Hamburg hat nicht nur Platz, sondern wegen erhöh-
ter Steuereinnahmen auch die finanziellen Mittel, für eine si-
chere Reise in unsere Stadt zu zahlen. 

In Abstimmung mit dem Bund können die Bundesländer 
beschließen, Flüchtlinge aus humanitären Gründen aufzuneh-
men. Allein im Rahmen des Relocation-Programms der EU, das 
festgelegt hatte, 160.000 Flüchtlinge, die bis März 2016 in 
Griechenland und Italien gestrandet waren, auf andere Länder 
zu verteilen, hätte Hamburg 700 von ihnen aufnehmen sollen. 
Aber das ist bisher nicht geschehen und reicht auch bei Wei-
tem nicht aus, denn »Relocation« à la EU berücksichtigt nur 
einen Teil der Schutzsuchenden. 

Wir fordern daher den Senat und die Bürgerschaft auf zu 
beschließen, dass Hamburg sich bereit erklärt, zunächst um-
gehend 1.000 Flüchtlinge aus Griechenland aufzunehmen, die 
Transportkosten zu tragen und von der Bundesregierung die 
Einreisegenehmigungen zu erwirken. 

Unter diesem Motto fordern mittlerweile rund 2.500 Hambur-
gerInnen und 30 Gruppen und Organisationen den Senat auf, 
1.000 Geflüchtete aus Griechenland in Hamburg aufzuneh-
men. Ähnliche Initiativen aus der Zivilgesellschaft gibt es in 
ähnlicher Form auch an vielen anderen Orten, so z.B. in Thü-
ringen, Schleswig-Holstein, Bayern, München, Köln, Mann-
heim, Osnabrück, Offenbach, Wuppertal, Neustadt an der 
Weinstraße und im Wendland.

Die Bürgerschaftsfraktion DIE LINKE hatte schon im Juni 
einen entsprechenden Antrag unter dem Titel »Ein humani-
täres Aufnahmeprogramm für Geflüchtete aus Griechenland« 
(Drs. 21/4894) in der Bürgerschaft eingebracht. Da dieser im-
mer noch im Innenausschuss zur Beratung liegt, ist jetzt der 
richtige Zeitpunkt, um Druck zu machen, nicht zuletzt durch 
Unterstützung der o.a. und nachfolgend aufgenommenen Pe-
tition (im Netz unter https://weact.campact.de/petitions/ham-
burg-hat-platz). 

Hamburg hat Platz! 
Sehr geehrte Damen und Herren des Hamburger Senats und 
der Bürgerschaft, 

wir fordern Sie auf zu beschließen, dass Hamburg sich bereit 
erklärt, zunächst umgehend 1.000 Flüchtlinge aus Griechen-
land aufzunehmen. Hamburg soll von der Bundesregierung die 
Einreisegenehmigungen erwirken, die Transportkosten tragen 
und die Voraussetzungen für schnellstmögliche Unterbringung 
in regulären Wohnungen schaffen. 

Begründung: 
Seit der Schließung der Balkanroute harren rund 60.000 aus 
Syrien, Irak, Afghanistan, Pakistan und anderen Ländern vor 
Krieg und Verfolgung geflohene Menschen unter menschen-
unwürdigen Bedingungen in Griechenland aus in der Hoffnung, 
die Grenzen vielleicht doch noch zu überwinden und nach 
Deutschland gelangen zu können. 

Was müssen diese Menschen in ihren Heimatländern er-
lebt haben, dass sie sich so verzweifelt an die Hoffnung einer 
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Gleichzeitig sind auf schnellstem Wege die wohnungsbau-
politischen Voraussetzungen zu schaffen, um alle Neubürger
Innen in regulären Wohnungen unterzubringen. 

Unterstützende Organisationen: Anwohner-Initiative-Jenfeld; 
Arbeitsgemeinschaft Kirchliche Flüchtlingsarbeit Hamburg; 
Ausschuss Bleiberecht der GEW Hamburg; BaSchu e.V. Spiel-
platzverein; Brot & Rosen. Diakonische Basisgemeinschaft in 
Hamburg; Bündnis Hamburger Flüchtlingsinitiativen BHFI; Ein-
wohnerverein St. Georg von 1987 e.V.; EMBASSY OF HOPE, In-
ternationales Café im Thalia Gaußstraße; »fluchtpunkt« – kirch-
liche Hilfsstelle für Flüchtlinge; Flüchtlingsrat Hamburg e.V.; 

Friedensinitiative Niendorf-Schnelsen; Griechenland Soligrup-
pe Hamburg; Hamburger Arbeitskreis Asyl e.V.; Hamburger 
Bündnis Stadt des Ankommens; Hamburger Forum für Völker-
verständigung und weltweite Abrüstung e.V.; Kids Welcome – 
Kinderprogramm Erstaufnahmen; Kinderladen Maimouna e.V.; 
Nuit Debout Hamburg; Ottenser Gesprächskreis zu Flucht und 
Migration; Refugees Welcome Karoviertel; Refugees Welcome 
St. Georg; Sozialpolitische Opposition Hamburg e.V.; Welcome 
to Wandsbek, Flüchtlingshilfe in Hamburg Wandsbek; West-
wind – Hamburg e.V. (Fahrräder für Flüchtlinge); Wohnprojekt 
»Bunte Mischung«; Wohnprojekt »Stadt Land Fluss«. 

Viel Schatten und ein wenig Licht 
Surya Stülpe, Referentin bei Christiane Schneider, berichtet über eine Veranstaltung zu Italiens Flüchtlingspolitik

Als sich am 18. November 50 Menschen im ehrwürdigen Kai-
sersaal versammelten, wehte ein bisschen italienisches Flair 
durch das Rathaus. Eingeladen hatten wir seitens der Links-
fraktion Stefano Galieni, Journalist und einer der größten 
Kenner italienischer Flüchtlingspolitik, sowie den Fotografen 
Antonino Condorelli. Beide wurden von Esther Koppel, seit 
mehr als 40 Jahren Wahlitalienerin, übersetzt. 

Die Veranstaltung wurde eingeleitet mit einer Diashow 
von Condorelli, in der wundervolle, aber ebenso verstörende 
Bilder von Menschen vor den europäischen Außengrenzen 
gezeigt wurden. Über eben diese Außengrenzen sprach hin-
terher Galieni. Er rief einige schreckliche Fakten in Erinne-
rung, z.B. die hohe Zahl der im Mittelmeer Ertrunkenen in die-
sem Jahr und die fürchterliche Situation in den italienischen 
»Hotspots«, vor allem aber berichtete er über ein alternatives 
System der kommunalen Aufnahme, das in Italien prakti-
ziert wird. Über dieses Programm werden Geflüchtete gezielt 
in Kommunen angesiedelt, in denen die Bevölkerung altert 
oder aus denen sie wegzieht. Die MigrantInnen erhalten Ar-

beit, Wohnungen und bekommen Sprachkurse. Gemeinsam 
mit der Dorfgemeinschaft werden so die verfallenen Dörfer 
wieder aufgebaut und die MigrantInnen weiterqualifiziert. 
Nach zwei Jahren, wenn das Programm für sie endet, sind sie 
besser gewappnet, um an einem anderen Ort Arbeit zu fin-
den. »Auch wenn nicht alles perfekt ist in diesen Dörfern, es 
ist eine Win-win-Situation für alle«, so Galieni. An dem Pro-
gramm beteiligt seien vor allem süditalienische Kommunen. 
Das liege vor allem an einer praktizierten Solidarität unter 
Armen und daran, dass im südlichen Italien die große Mehr-
heit der Bevölkerung selbst eine Migrationsgeschichte habe. 

»Besonders bemerkenswert an diesen Kommunen scheint 
mir«, ergänzt Christiane Schneider, »dass die Geflüchteten als 
Subjekte ihrer eigenen Zukunft und nicht als Objekte einer 
Verwaltung betrachtet werden. Geflüchtete sind Träger von 
Rechten und nur wenn man sie als solche betrachtet und ih-
nen Angebote für ihr zukünftiges Leben macht, kann der ge-
samte Prozess des Ankommens auf Augenhöhe geschehen.« 
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Türkei: Die Unterdrückung ist allgegenwärtig
Ein Reisebericht aus Diyarbakir von Martina Renner, Cansu Özdemir und Jan van Aken

»Worte reichen nicht mehr, die Bundesregierung muss end-
lich Taten folgen lassen!« Diese Worte gab uns M. Emin Ak-
tar mit auf den Weg, einer der Anwälte des jüngst verhafteten 
HDP-Vorsitzenden Selahattin Demirtas. Tatsächlich ist die 
massive Unterdrückung in der Türkei momentan auch in Diyar-
bakir auf Schritt und Tritt zu spüren. Die Verhaftung der ge-
samten Führungsspitze der HDP und vieler JournalistInnen 
ist dabei nur die Spitze des Eisberges.  Auch viele gewählte 
kurdische Bürgermeisterinnen wurden in den letzten Monaten 
festgenommen.

So sitzen die beiden BürgermeisterInnen von Diyarbakir im 
Knast, die Stadtverwaltung ist unter die Zwangsverwaltung 
eines türkischen Statthalters gestellt worden. Das Rathaus 
ist wie ein Hochsicherheitstrakt abgeriegelt, so wie auch viele 
andere öffentliche Gebäude in Diyarbakir. Teile der Altstadt 
sind immer noch abgesperrt. Dahinter Hunderte zerstörter 
Gebäude, die erst bombardiert und dann mit Bulldozern dem 
Erdboden gleichgemacht wurden. Flüchtlinge auch aus ande-
ren zerstörten Orten Türkisch-Kurdistans suchen weiterhin ein 
Dach über dem Kopf, sind auf Hilfsleistungen der Kommune 
und der solidarischen MitbürgerInnen angewiesen.

Die Art der Unterdrückung hat sich verändert
Die Unterdrückung hat sich verändert, neben physischem Ter-
ror setzt das Regime auch auf Überwachung. Das Internet, an-
gesichts gleichgeschalteter und eingeschüchterter Medien Teil 
der Gegenöffentlichkeit, wird je nach Sicherheitslage an- und 
abgeschaltet. Hunderte neuer Überwachungskameras wurden 
in den letzten Monaten in der Stadt aufgestellt, Straßensper-
ren prägen das Stadtbild.

Dass internationaler Druck funktioniert, zeigte sich beim 
Prozess gegen Deniz Naki, den früheren Fußballprofi des FC 

St. Pauli. Er war auch der Terrorunterstützung angeklagt, ihm 
drohten bis zu fünf Jahre Knast – weil er in mehreren Tweets 
seine Solidarität mit den Opfern der türkischen Militäroperati-
on in Kurdistan ausgedrückt hatte. Am ersten Prozesstag am 
8. November vor einem Sondergericht in Diyarbakir forderte 
der Staatsanwalt überraschend die Einstellung des Verfah-
rens, mit der Begründung, dass die Äußerungen Nakis durch 
die Meinungsfreiheit gedeckt seien.

Soran Haldi Mizrak, Nakis Anwalt, sagte später, dass er eine 
solche Begründung noch nie von einem türkischen Staats-
anwalt gehört habe. Das ließe sich nur damit erklären, dass 
ein Vertreter der deutschen Botschaft in Ankara mit auf der 
Zuschauertribüne saß, dass wir als internationale Delegation 
vor Ort waren und dass ein rundes Dutzend Kameras und Me-
dienvertreterInnen vor dem Gericht warteten. Internationaler 
Druck funktioniert – das ist eine zentrale Lehre aus dem Pro-
zess gegen Deniz Naki.

Der Druck auf die Bundesregierung muss erhöht 
werden
Es muss jetzt in Deutschland darum gehen, den Druck auf die 
Bundesregierung so weit zu erhöhen, dass sie endlich auch 
aktiv gegen die diktatorischen Maßnahmen der AKP-Regierung 
vorgeht. Auch wenn jetzt viel über Sanktionen und EU-Bei-
trittsverhandlungen geredet wird: Der erste Schritt muss doch 
sein, dass die Bundesregierung endlich dem Erdogan-Regime 
die aktive Unterstützung entzieht. Ein Stopp aller Geheim-
dienstkooperationen, eine Ausweisung der türkischen Ge-
heimdienstler aus Deutschland, Stopp der Waffenexporte und 
ein Abzug der Bundeswehr aus Incirlik – all das sind Dinge, die 
die türkische Regierung und vor allem ihren Repressionsappa-
rat massiv treffen würden.
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Dazu gehört natürlich auch eine Aufhebung des PKK-Ver-
bots in Deutschland. Hier glaubt doch niemand mehr, auch 
nicht in der Bundesregierung, dass die PKK eine Terrororgani-
sation sei. Das Verbot ist einzig und allein politisch begründet, 
und diese politische Unterstützung für die türkische Regierung 
muss endlich entzogen werden.

Die Vorwürfe der Terrorunterstützung gegen die HDP-Ab-
geordneten sind genauso dünn und ausschließlich politisch 
motiviert wie bei Deniz Naki. Ziya Pir, ein mittlerweile wieder 
freigelassener HDP-Abgeordneter, sagte uns, dass die Anklage 
äußerst dünn und schlampig vorbereitet sei, es würden nur ei-
nige wenige Ausschnitte aus Reden des Abgeordneten zitiert, 
die strafrechtlich völlig irrelevant seien. So wird die Forderung 
nach Selbstverwaltung der KurdInnen als Beweis für die Mit-
gliedschaft in der PKK gewertet, weil die das gleiche fordert.

Der weitere Fortgang seines Verfahrens ist völlig offen, weil 
es sich eben um ein politisches Verfahren handelt, dessen wei-
terer Verlauf eher im Präsidentenpalast als von den Gerichten 
entschieden wird. Der nächste Haftprüfungstermin steht An-
fang Dezember an, bis dahin wird mit weiteren Verhaftungen 
von HDP-Abgeordneten gerechnet. Die Verteidigung hat jetzt 
eine Zusammenlegung aller Verfahren beantragt.

Es geht schon lange nicht mehr nur um die Türkei
Selahattin Demirtas sitzt zurzeit in einer Einzelzelle in einem 
Gefängnis in Edirne, der Kontakt mit Mitgefangenen ist ihm 
verboten. Allerdings hat er ausdrücklich darum gebeten, die 
Haftbedingungen nicht zu thematisieren, da es jetzt in der 
Türkei um eine größere Sache gehe, um Demokratie und Frei-
heitsrechte. Eines gibt uns sein Anwalt dann doch zusätzlich 
mit auf den Weg: Es gehe nicht um Demirtas allein, aber es 
wäre ein wichtiges Signal, wenn der Deutsche Bundestag eine 
fraktionsübergreifende Delegation ins Gefängnis entsenden 
würde. Die Bundesrepublik müsse begreifen, dass es schon 
lange nicht mehr um die Türkei allein geht, sondern dass ein 
Gewährenlassen des AKP-Regimes eine Katastrophe für die 
ganze Region bedeutet.

Von 92 Abgeordneten der CDU, FDP, GRÜNEN, SPD 
und LINKEN persönlich unterzeichnete Resolution:

Die türkische Regierung geht nach dem gescheiterten 
Putschversuch von Teilen des türkischen Militärs verstär-
kt gegen Journalistinnen und Journalisten, Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler, zehntausende Beamtinnen 
und Beamte, generell gegen Andersdenkende und zuletzt 
auch gegen gewählte Abgeordnete der oppositionellen 
HDP vor. Sie werden ohne rechtsstaatliches Verfahren 
vom türkischen Staat entlassen, verfolgt, drangsaliert, 
inhaftiert. Es gibt Berichte über die Wiederkehr der Fol-
ter in türkischen Gefängnissen. Es herrschen Willkür und 
Rechtlosigkeit unter dem Deckmantel des Ausnahmezu-
stands.

Der türkische Präsident spricht davon, die Todesstrafe 
wieder einzuführen. Mit der Verhaftung von gewählten Ab-
geordneten greift er massiv in das freie Mandat ein. Der 
langjährige Demokratisierungsprozess der Türkei muss 
im schlimmsten Fall als gescheitert angesehen werden, 
wodurch auch die Beitrittsverhandlungen mit der Europä-
ischen Union aufs höchste gefährdet sind.

Die Abgeordneten der Hamburgischen Bürgerschaft 
erklären sich solidarisch mit den Abgeordneten, den Bür-
germeistern, den Journalistinnen und Journalisten und all 
denjenigen, die sich für die Verteidigung der Demokratie 
in der Türkei einsetzen. Wir rufen die türkische Regierung 
dazu auf, umgehend alle Inhaftierten zu entlassen, den 
Ausnahmezustand aufzuheben, die Menschenrechte und 
vor allem die Meinungsfreiheit zu beachten und zu respek-
tieren.

Wir appellieren an die deutsche Bundesregierung, das 
Europäische Parlament und die Europäische Kommission, 
in diesem Sinne auf die türkische Regierung einzuwirken.

Be
im

 D
em

ok
ra

ti
sc

he
n 

G
es

el
ls

ch
af

ts
ko

ng
re

ss
 (F

ot
o:

 v
ia

 M
. R

en
ne

r)



Heike Sudmann (Tel. 040 / 42831 2250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Christiane Schneider (0160 944 74 677 |  
christiane.schneider@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

Sudmann/Schneider, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft | BürgerInnenbrief 25.11.2016	 Seite 13 

Für praktische Solidarität
Sabine Boeddinghaus zur Situation in der Türkei

Für die Bürgerschaftssitzung am 9. November hatte die Links-
fraktion als Thema der »Aktuellen Stunde« die Situation in 
der Türkei benannt. Wir dokumentieren hier die Rede der 
Fraktionsvorsitzenden Sabine Boeddinghaus.

Vor wenigen Tagen wandte sich die seit mehr als zwei Mona-
ten inhaftierte Schriftstellerin Asli Erdogan mit einem Hilferuf 
aus dem Gefängnis an die europäische Öffentlichkeit: »Jede 
Meinung«, schrieb sie über die Situation in der Türkei, »die 
auch nur ein bisschen von der der Herrschenden abweicht, 
wird gewaltsam unterdrückt.« Und: »Die Situation ist drastisch 
und extrem besorgniserregend. Ich bin überzeugt, dass ein to-
talitäres Regime in der Türkei Auswirkungen auf ganz Europa 
haben wird. Europa unterschätzt die Gefahren des totalen Ver-
lusts der Demokratie in der Türkei.« Europa müsse Verantwor-
tung übernehmen und sich für Demokratie, Menschenrechte 
und freie Meinungsäußerung einsetzen.

37.000 Menschen sind unter dem Ausnahmezustand fest-
genommen, über 100.000 Staatsbedienstete entlassen und 
160 Medien verboten worden. Mindestens 28 demokratisch 
gewählte Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in kurdischen 
Städten wurden seit September abgesetzt, zum Teil verhaftet. 
Pressefreiheit, Meinungsfreiheit, Versammlungsfreiheit – un-
verzichtbare Grund- und Menschenrechte – gelten nicht mehr. 
Die Gefängnisse sind überfüllt, die Notstandsdekrete der Re-
gierung, darunter die Möglichkeit, Menschen bis zu 30 Tagen 
in Polizeigewahrsam zu halten, fordern Misshandlungen und 
Folter geradezu heraus. Und Folter findet statt. Erdogan will 
die Todesstrafe wiedereinführen.

Die Zivilgesellschaft, vor allem in den kurdischen Gebieten, 
ist massiven Angriffen ausgesetzt. Armee und Polizei haben 
ganze Stadtteile dem Erdboden gleichgemacht. Nach Anga-
ben von Menschenrechtsorganisationen wurden in den letzten 
eineinhalb Jahren 1.600 Zivilistinnen und Zivilisten getötet. 
Mit der Verhaftung der beiden Parteivorsitzenden der zweit-
größten Oppositionspartei HDP sowie weiterer neun HDP-Ab-
geordneter hat Erdogan die Situation weiter eskaliert. De-

mokratische Opposition wird zerschlagen. Für die kurdische 
Zivilgesellschaft, andere diskriminierte Minderheiten und die 
demokratische Linke in der Türkei wird der parlamentarische 
Weg zur Lösung der Konflikte somit versperrt.

Mit der Aufhebung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
begibt sich die Türkei auf den Weg in die Diktatur. Asli Erdog-
an hat Recht: Die Beseitigung der Demokratie in der Türkei 
hat Auswirkungen auf Europa, auch auf Hamburg. Das kann 
angesichts der vielfältigen wirtschaftlichen, kulturellen, wis-
senschaftlichen und politischen Verflechtungen zwischen der 
Türkei und Europa auch nicht anders sein, und schon gar nicht 
angesichts der jahrzehntelangen Migration.

Fast 100.000 Hamburgerinnen und Hamburger haben ihre 
Wurzeln in der Türkei und zumeist noch viele soziale, kulturelle 
und oft auch politische Beziehungen dorthin. Unter diesen 
100.000 sind viele Kurdinnen und Kurden, Alevitinnen und Ale-
viten oder andere Angehörige von in der Türkei unterdrückten 
Minderheiten. 

Vor diesem Hintergrund begrüßen wir die Solidaritätserklä-
rung mit den Abgeordneten der HDP, den Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern, Journalistinnen und Journalisten. Gerade 
erst haben wir gesehen, dass Solidarität und eine kritische 
Öffentlichkeit Wirkung entfalten können. Deniz Naki, der ehe-
malige Spieler des FC St. Pauli, wurde gestern freigesprochen. 
Das war nicht unbedingt zu erwarten. Die Solidarität, die er 
aus Hamburg erfahren hat, von seinem ehemaligen Club, von 
vielen anderen Menschen, darunter auch unsere Ko-Fraktions-
vorsitzenden Cansu Özdemir, die zum Prozess geflogen war, 
hat zum guten Ausgang sicher beigetragen. 

Wir hoffen, dass die Solidaritätserklärung die breite Unter-
stützung der demokratischen Kräfte in dieser Bürgerschaft 
findet und damit ein starkes und öffentlich wirksames Zeichen 
setzt. Wir werden uns weiter dafür einsetzen, dass den wich-
tigen Worten noch wichtigere Taten folgen. Sicher sind in erster 
Linie die Bundesregierung und die EU-Ebene gefragt, die eine 
Menge Druckmittel in der Hand haben und diese auch end-
lich entschlossen und entschieden nutzen müssen. Aber auch 
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Lenzini für soziales Wohnen
Von Manuela Pagels, Lenzinitiative

Alles begann 2014 mit der Antwort auf eine Anfrage der LIN-
KEN in der Bezirksversammlung Eimsbüttel zum Stand der 
Sozialwohnungen und dem Auslauf der Sozialbindung in den 
nächsten Jahren. In Lokstedt läuft 2017 für knapp 900 Woh-
nungen die Sozialbindung aus, so die Antwort. Es war schnell 
klar, dass dies nur die Lenzsiedlung am untersten Ende von 
Lokstedt sein konnte. 

DIE LINKE machte sich an das Thema, ich kandidierte für 
die Wahl der Bezirksversammlung und wir zogen mit Unter-
schriftenlisten von Infotisch zu Infotisch, auf Veranstaltungen 
und machten viele Klingelaktionen in der Siedlung. Im Ergeb-
nis hatten wir 400 Unterschriften, damals noch mit der Forde-
rung, die Bindung zu verlängern. Der Wahlkampf war gut und 
fünf gewählte Mitglieder der LINKEN in der Bezirksversamm-
lung, das waren zwei mehr als zuvor. 

Vor der Apostelkirche war es uns gelungen, Olaf Scholz 
»aufzulauern« und ihm die Unterschriften in die Hand zu drü-
cken. In der Veranstaltung sagte er, dass das mit der Lenzsied-
lung ein Problem sei und sie da was machen müssten. Was 
immer er meinte, es passierte nichts. 

Der Antrag, eingebracht von mir für DIE LINKE, wurde we-
gen angeblicher Befangenheit zurückgestellt. Eine Befangen-
heit aber konnte auch das Rechtsamt nicht feststellen. Der 
Unwille der Koalition, sich mit der sozialen Situation der Men-
schen in der Stadt zu beschäftigen, war deutlich geworden. 
Sie stampften den Antrag in Grund und Boden und brachten 
einen Alternativantrag. Dieser Antrag war eine ReferentInnen-
anfrage bei der SAGA für den Stadtplanungsausschuss. Diese 
Koalition löst keine Probleme, sie redet mal mit VertreterInnen 
der SAGA! Das nennen sie dann Alternative!

Zur letzten Bürgerschaftswahl konnten wir im Januar 2015 
im Bürgerhaus die KandidatInnen der verschiedenen Par-
teien befragen. Bei dieser Gelegenheit versprach Dr. Monika 
Schaal (SPD) einen Runden Tisch zum Thema Sozialbindung 
mit SAGA, Politik und MieterInnen. Auch dies war ein Käpt’n 
Blaubär Wahlversprechen (https://www.youtube.com/
watch?v=GeQWjBd18vY).

Im August hatte sich Familie Maruhn an mich gewandt, sie 
waren verzweifelt, dabei sah alles so gut aus. Am 8. August 
2016 bekam die Familie das Exposé einer Vier-Zimmer-Woh-
nung zugeschickt. Es folgten Besichtigung und Einreichen der 
Bewerbungsunterlagen. Nach dem Urlaub begannen die Pro-
bleme und das Klinkenputzen für die Familie beim Finanzamt, 
Jobcenter und Arbeitsamt. Arbeitsverträge mussten geschlos-
sen werden, wurden dann korrigiert, Steuerklassen geändert. 
Die geforderte Miet-Übernahmebescheinigung beim Jobcenter 
gab es nicht. Wieso auch? Die Familie ist nicht Kunde dort, 
war es noch nie und will es auch nicht werden. Doch keine der 
Antworten und Lösungen, die die Familie erbrachte, konnte die 
Mitarbeiterin der SAGA zufriedenstellen. Montagabends, mit 
dem Einwurf des geänderten Arbeitsvertrages, hätten sie alles 
Menschenmögliche getan und würden nun die Wohnungszu-
sage bekommen, dachte Frau Maruhn. Doch die SAGA- Mitar-
beiterin antwortete am Dienstag. »Leider können wir Ihnen an 
dieser Stelle nicht weiterhelfen, da einige Aspekte in Ihrer der-
zeitigen persönlichen Situation nicht unsere Anforderungen 
für die Neuanmietung der von Ihnen besichtigten Wohnung 
erfüllen. Mit freundlichen Grüßen ...«

Das ist ein Skandal! Eine Nachfrage von mir bei dem Ge-
schäftsstellenleiter Herrn Oliczewski brachte nicht viel. Er 
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äußerte die Befürchtung, dass die Familie nach Abzug der 
Miete »in schweres Fahrwasser kommen« würde und nicht 
mehr genug zum Leben hätte. Das stimmt so gar nicht. Das 
Erwerbseinkommen der Familie liegt deutlich über dem 
Hartz-IV-Regelsatz. Aber auch wenn dies nicht so wäre, welche 
Alternative hat eine Familie denn, wenn die Sozialwohnung zu 
teuer wird? Auf dem freien Wohnungsmarkt suchen? Das ist 
alles Quatsch! Wenn man die Antwort der SAGA ernst nimmt, 
haben wir in den nächsten Jahren mit erheblichen Mietsteige-
rungen zu rechnen. Die Intransparenz bei der Neuvergabe von 
Wohnungen bei der SAGA führt zu Ängsten und Missgunst in 
der Nachbarschaft. Das macht die Situation der Mieterinnen 
und Mieter der Lenzsiedlung nicht einfacher.

Nun war es aber an der Zeit, die geplante Mieterinitiative 
ins Leben zu rufen, denn 2017 naht. Nachdem sich am 15. 
Oktober 2016 im Hof der Lenzsiedlung eine 50 MieterInnen 
starke Mieterinitiative gegründet hatte, kamen bis heute zum 
zweiten Treffen noch einmal 107 NachbarInnen dazu. Viele 
hatten den Flyer der Initiatorinnen nicht verstanden. Die Spre-
cherinnen legten zum zweiten Treffen nun viersprachig nach 
und erreichten damit viele NachbarInnen (http://www.ndr.
de/fernsehen/sendungen/hamburg_journal/Anwohner-weh-
ren-sich-gegen-Mieterhoehung,hamj51088.html). 

Hauptthema auch beim zweiten Treffen waren die ins Haus 
stehenden Mieterhöhungen. Daneben kamen viele organisato-
rische Details zur Sprache. Wann treffen wir uns wo? Es wird 
zu kalt, gibt es Räume? Wer kann eine Website erstellen und 
pflegen? Rechtsberatung, wer kann helfen? 

Wir stecken noch in den Kinderschuhen, aber es ist groß-
artig, so viele Menschen mit ihren Talenten und Ideen in Ak-
tion zu sehen. Wir müssen schauen, welche Themenkreise 
wir bilden und wie die Informationen besser und schneller an 
die NachbarInnen weitergeben werden. Die Arbeit beginnt, 
es gibt viele Aktive und die Wut ist groß (https://www.eims-
buetteler-nachrichten.de/lenzsiedlung-sozialbindung-miet-

preise-eimsbuettel/ – http://niendorfer-wochenblatt.de/
nachrichten/artikel/612). 

Am 14. November 2016 hat uns der Hamburger Landes-
verband DIE LINKE ins Café Büchner eingeladen. Wir haben 
beraten, welche Chancen eine solche MieterInneninitiative ha-
ben kann. Die LINKE wird das Thema SAGA-Sozialbindungen in 
ihrer mietenpolitischen Kampagne begleiten. An dieser Stelle 
Danke für die Hilfe.

Am 20. November 2016 war unsere vierte Veranstaltung 
in fünf Wochen! Neben vielen Informationen zum Stand der 
Organisation und Ergebnissen waren die Diskussionen zu In-
standhaltung vs. Instandsetzung und Modernisierung, weitere 
Mieterhöhungen, Kappungsgrenze usw. Thema. Ein RIESEN-
KOMPLIMENT an meine Nachbarinnen und Nachbarn – ich 
war schon auf vielen Veranstaltungen, habe aber eine so rege 
Nachbarschaft noch nie erlebt. Ich danke euch sehr für die 
regen Wortmeldungen – deshalb wohne ich gern hier! 

Vielen Dank an unsere fachkundigen Referierenden, Dr. C. 
Ensslen, H.J. Lutz und mit Grüßen für gute Besserung dem er-
krankten C. Sibila. Dass im Podium nur LINKE saßen, fanden 
alle normal. Das sind doch die einzigen, die sich kümmern, so 
das Fazit. Es wurde der Vorschlag zur Aktion 30. Dezember 
2016 – gemeinsame Abgabe der Zustimmung – gemacht! Für 
alle, die die Miete mit Leistungen aus Jobcenter, Wohngeldstel-
le oder Grundsicherungsamt bezuschussen, gilt die Pflicht zur 
Mitwirkung. Wir haben für alle Briefe vorbereitet. Die schrift-
liche Zusage der Kostenübernahme sollte vorliegen, bevor die 
Zustimmung unterschrieben wird. 

Am 27. November werden wir beim Flohmarkt auf dem El-
se-Rauch-Platz um Unterstützung aus dem Stadtteil bitten und 
am 23. Dezember wird es um 18 Uhr eine vorweihnachtliche 
Mahnwache geben. Wir wollen mit Kerzen und anderen Lich-
tern eine Menschenkette um unsere Siedlung bilden. Wir brau-
chen noch jede Menge Unterstützung für diese Aktion, denn 
die Siedlung ist doch ganz schön groß. 
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Kein Olympia-Wahnsinn für Hamburg 
Heike Sudmann blickt ein Jahr nach dem Referendum zurück

Am 29. November jährt sich zum ersten Mal ein besonderer 
Tag für Hamburg: Die Bewerbung Hamburgs für die Olym-
pischen Sommerspiele 2024 wurde von der Mehrheit der 
HamburgerInnen abgelehnt. Trotz einer millionenschweren 
Werbekampagne für Olympia, trotz einer überwiegend ein-
seitigen Berichterstattung der hamburgischen Medien, trotz 
einer fragwürdigen Änderung der Verfassung zugunsten 
eines sogenannten Bürgerschaftsreferendums mussten die 
Olympia-BefürworterInnen eine deftige Niederlage einste-
cken. 

Zur Erinnerung sei an dieser Stelle ausführlicher aus dem 
»BürgerInnenbrief« vom Dezember 2015 zitiert :

»Als Hamburg im Frühjahr 2015 vom Deutschen Olym-
pischen Sportbund (DOSB) auserkoren wurde, sich als deut-
scher Austragungsort für die Olympischen Spiele 2024 zu be-
werben, war der Jubel vielerorts groß. Umfragen sprachen 
von einer Zustimmung der hamburgischen Bevölkerung für 
Olympia in ihrer Heimatstadt, die bei weit über 60%, angeb-
lich sogar über 70% liege. Zu diesem Zeitpunkt werden viele 
HamburgerInnen noch gedacht haben: ›Wow, hochklassige 
Sportveranstaltungen, die es sonst nur im Fernsehen zu se-
hen gibt, werden direkt vor meiner Haustür stattfinden und 
ich kann dabei sein.‹ Auch in linken Kreisen gab es Sportbe-
geisterte, die Olympia in Hamburg erstmal klasse fanden. 

Sport? Nur eine Randerscheinung der Olympischen 
Spiele in Hamburg
In den nächsten Monaten schälte sich jedoch langsam ein an-
deres Bild von Olympia 2024 heraus. Um den Sport ging es 
nur noch am Rande, Olympia wurde vor allem als eine Art 
Allzweckwaffe der Stadtentwicklung gepriesen. Motor, Be-
schleuniger, Katalysator für alles Mögliche. Bei genauerem 
Betrachten zeigte sich jedoch, dass es viele starke Behaup-
tungen, aber maximal schwache Beweise gab...

Finanzen – die Frage des Vertrauens für Olaf Scholz …
Für viele HamburgerInnen wurden die Kosten zur Kern-
frage. Im Spätsommer hatte der Hamburgische Rechnungshof 
schon moniert, dass die Spiele ein großes Risiko bergen, vor 
allem mit Blick auf den mit dem IOC abzuschließenden Gast-
geberstadtvertrag. ›Die sich hieraus ergebende, nahezu voll-
ständige Verlagerung aller Risiken, insbesondere auch der 
Haftungsrisiken, auf eine Gastgeberstadt führt zu einer deut-
lichen Unausgewogenheit von Leistung und Gegenleistung.‹

Im Oktober 2015 wurde von der Senatskanzlei ein Fi-
nanzreport vorgelegt, der für die Olympischen Spiele 2024 
Kosten von 11,2 Mrd. Euro ermittelte. Den weitaus größten 
Teil, nämlich 7,4 Mrd. Euro, sollte die öffentliche Hand tra-
gen. Im Finanzreport wurde ausdrücklich betont, dass es sich 
nur um eine Annäherung an die Kostenpositionen und zu er-
wartenden Erlöse handele. Doch das hielt den Ersten Bür-
germeister, Olaf Scholz, nicht davon ab, die gewagte Behaup-
tung aufzustellen, der Kostenbeitrag Hamburgs wird auf 1,2 
Mrd. Euro gedeckelt. Die restlichen 6,2 Mrd. Euro sollte der 
Bund zahlen. Leider würde der Bund aber noch Zeit brauchen 
und könne sich erst im Januar 2016, also weit nach dem Re-
ferendum, entscheiden. Sollte der Bund weniger Geld geben, 
würde er, Olaf Scholz, im Januar 2016 allein entscheiden, die 
Bewerbung abzublasen. 

Dabei war anscheinend schon im November klar, dass der 
Bund so viel Geld nicht zahlen würde. Noch am Abend des Re-
ferendums sagte der Bundesfinanzminister Schäuble in einer 
Talkshow bei Günter Jauch, dass sich der Bund auf gar kei-
nen Fall in dieser Höhe beteiligen würde. Es ist nicht davon 
auszugehen, dass Olaf Scholz hierüber nicht informiert war.«

Mittlerweile ist auch klar, dass der Bund sich noch nicht 
mal an den Bewerbungskosten Hamburgs beteiligt. Die Be-
werbungsgesellschaft Hamburg 2024 GmbH, bestehend aus 
dem Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB), der Freien 
und Hansestadt Hamburg, der Bundesrepublik Deutschland, 
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dem Land Schleswig-Holstein mit der Landeshauptstadt Kiel 
und der Handelskammer Hamburg, war in ihrem Gesell-
schaftervertrag von einem Bewerbungsbudget in Höhe von 
rund 50 Mio. Euro ausgegangen. Die Hälfte hiervon sollte 
von privaten SponsorInnen aufgebracht werden. Der Vertrag 
war jedoch so formuliert, dass Hamburg von vornherein die 
schlechteren Karten hatte. So antwortete der Senat am 27. 
Oktober 2015 auf eine Anfrage von mir (Drs. 21/1969, Nr. 5a.): 
»Soweit die frühzeitige Beendigung der Bewerbung die Auflö-
sung der Gesellschaft zur Folge hat, regelt der Gesellschafts-
vertrag, dass das über den Nennwert verbleibende Vermögen 
an die Gesellschafter im Verhältnis der von diesen geleisteten 
Zuzahlungen fällt. Weitere Regelungen sind in der Haftungs-
verfassung der Gesellschaft nicht enthalten, so dass ein Aus-
gleich unter den Gesellschaftern für die entstandenen Kosten 
der Verständigung unter den Gesellschaftern unterliegt.«

Die »entstandenen Kosten« für die Bewerbung belaufen 
sich auf mindestens zwölf Mio. Euro, bezahlt von Hamburg. 
Die »Verständigung« unter den GesellschafterInnen sieht so 
aus, dass der Bund keinen Cent zahlt, sondern Hamburg allein 
auf diesen Kosten sitzen bleibt. Wenn sich der Bund schon bei 
diesen »Peanuts« im Vergleich zu den Olympiakosten in zwei-
stelliger Milliardenhöhe fein raushält, hätte er Hamburg auch 
kaum den Gefallen getan, mindestens 6,2 Mrd. Euro plus x für 
die Olympischen Spiele zu zahlen. 

Ein Jahr später Erkenntnisgewinn bei den Olympia-
BefürworterInnen? 
So ist es kein Wunder, dass ein Jahr nach dem gescheiterten 
Olympia-Referendum und mit Blick auf die Explosion der Ko-
sten in Rio (Olympische Spiele 2016) und Tokio (2020) auch 
die hiesigen Olympia-BefürworterIinnen zu erkennen schei-
nen, dass die Mehrheit der HamburgerInnen mit ihrer Stimm
abgabe gegen die Olympiabewerbung die Stadt Hamburg vor 
einem Desaster bewahrt hat. 

Selbst im »Hamburger Abendblatt«, das massiv an der 
Pro-Olympia-Kampagne mitgewirkt hat, ist in einem Kom-
mentar am 20. Oktober 2016 zu lesen: »Der erste Jahrestag 
des Hamburger Olympia-Referendums naht, und mit jedem 
Tag wächst das Gefühl, dass die Bürgerinnen und Bürger am 
29. November vielleicht doch eine weise Entscheidung getrof-
fen haben, als sie sich gegen eine Bewerbung um die Spiele 
2024 ausgesprochen haben.«

Nach Hamburg hat übrigens auch Rom seine Bewerbung 
für die Olympischen Spiele 2024 zurückgezogen, Hauptgrund 
hierfür waren die uferlosen Kosten. 

Nie wieder Olympia – oder doch ein Hintertürchen 
geöffnet? 
Doch es scheint auch andere Entwicklungen zu geben. Nach 
Medienberichten präferiert der DOSB eine erneute Bewer-
bung Hamburgs für 2028 (vgl. http://www.wz.de/home/sport/
specials/olympia/olympia-2028-geht-nrw-gegen-hamburg-ins-
rennen-1.2275392). Wie bindend die Mehrheitsentscheidung 
der Hamburger BürgerInnen gegen das Olympiaevent für den 
Senat ist, ob es seinerseits Bemühungen um eine erneute Kan-

didatur für die Sommerspiele 2028 gibt oder ob er alle Bestre-
bungen anderer für eine erneute Kandidatur für die Sommer-
spiele 2028 zurückweisen wird – diese Fragen von mir wird 
der Senat demnächst beantworten müssen. 

P.S.: IOC bleibt seinem Ruf treu
Auch ein Jahr nach dem Referendum hat sich beim IOC wenig 
geändert. So gab es während der Olympischen Sommerspiele 
2016 in Brasilien einen Ticketskandal. Die »Süddeutsche Zei-
tung« berichtete am 29. August: 

»Im berüchtigten Hochsicherheitsgefängnis Bangu bei Rio 
de Janeiro durfte sich Pat Hickey bisher der Rückendeckung 
der Sportfamilie gewiss sein. Vor zwei Wochen hatte Brasili-
ens Polizei den irischen Multifunktionär, unter anderem Chef 
des heimischen olympischen Komitees (OCI) und Vorstand 
im Internationalen Olympischen Komitee (IOC), während der 
Sommerspiele festgenommen.

Die Behörden verdächtigen ihn, illegalen Tickethandel für 
die Rio-Spiele betrieben und eine kriminelle Vereinigung ge-
bildet, womöglich gar angeführt zu haben. Um die 1.000 Kar-
ten aus dem OCI-Kontingent soll er nebst anderen Billetts zu 
überteuerten Preisen weiterverkauft haben. Aber das IOC un-
ter Führung des Deutschen Thomas Bach, zu dessen sportpoli-
tischen Vertrauten Hickey zählt, gab sich gnädig. Es erfolgten 
keine Sanktionen. Stattdessen verwies es auf die Unschulds-
vermutung.

Schon dieses Vorgehen erzeugte Kritik. Nun könnten Olym-
pia-Boss Bach und das IOC durch die Hickey-Affäre selbst in 
die Bredouille geraten. Die brasilianische Polizei hatte bei der 
Verhaftung Hickeys am 17. August im Windsor Hotel Barra 
auch dessen Computer und Mobiltelefon sichergestellt. Da-
nach wertete sie einen umfangreichen Mail-Verkehr des iri-
schen Funktionärs aus – auch den mit Bach. In der Kommuni-
kation zwischen den beiden sind neben vielen anderen auch 
zwei Nachrichten aus dem Sommer 2015 dokumentiert, in de-
nen es ganz explizit um Ticketfragen geht.« (http://www.su-
eddeutsche.de/sport/olympia-tickets-fuer-das-fussball-fina-
le-bitte-1.3139355).
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